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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Februar 1970 

III/l — 68070 — E — Li 7/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Handelspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Aufnahme weiterer Waren 
in die gemeinsame Liberalisierungsliste der Verordnung 
(EWG) Nr. 2041/68 des Rates vom 10. Dezember 1968. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 2. Februar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Aufnahme weiterer Waren in die gemeinsame Liberali- 
sierungsliste der Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 des Rates vom 

10. Dezember 1968 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 
des Rates vom 10. Dezember 1968 *) zur Aufstellung 
einer gemeinsamen Liste für die Liberalisierung der 
Einfuhr in die Gemeinschaft gegenüber dritten Län- 
dern, insbesondere auf Artikel 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gewisse in der gemeinsamen Liste für die Libera- 
lisierung der Einfuhr in die Gemeinschaft gegenüber 
dritten Ländern noch nicht aufgeführte Waren sind 
im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für 
landwirtschaftliche Waren oder durch Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten liberalisiert worden. 

Es besteht nicht die Gefahr, daß ihre Aufnahme in 
die gemeinsame Liberalisierungsliste für die Ge- 
meinschaft oder für die Mitgliedstaaten eine wie in 


Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 be- 
schriebene Lage hervorruft. 

Dementsprechend empfiehlt es sich, diese Waren 
in die gemeinsame Liberalisierungsliste aufzu- 
nehmen. — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in der Anlage zu dieser Verordnung aufge- 
führten Waren werden in die gemeinsame Liste für 
die Liberalisierung der Einfuhr in die Gemeinschaft 
gegenüber dritten Ländern der Verordnung (EWG) 
Nr. 2041/68 aufgenommen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 18. Dezember 1968, S. 1 und 2 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 


ABSCHNITT VI 

ERZEUGNISSE DER CHEMISCHEN INDUSTRIE 
UND VERWANDTER INDUSTRIEN 


Kapitel 29 Organische chemische Erzeugnisse 
29.44 Antibiotika 


Kapitel 30 Pharmazeutische Erzeugnisse 

30.03 Arzneiwaren, auch für die Veterinär- 

medizin 
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Begründung 


1. Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat 
mit der Verordnung Nr. 2041/68 vom 10. Dezember 
1968 *) die Aufstellung einer gemeinsamen Liste für 
die Liberalisierung der Einfuhr in die Gemeinschaft 
gegenüber dritten Ländern gebilligt. 

2. Artikel 3 der genannten Verordnung sieht u. a. 
vor, daß der Rat auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Aufnahme weiterer 
Waren in die in Anhang I enthaltene Liste beschlie- 
ßen kann, sofern dadurch für die Gemeinschaft nicht 
eine Lage entstehen kann, wie sie in Artikel 4 der 
gleichen Verordnung beschrieben ist, nämlich ernst- 
hafter tatsächlicher oder drohender Schaden für die 
Gemeinschaftserzeugung gleichartiger oder unmittel- 
bar konkurrierender Waren und Notwendigkeit 
eines Schutzes der Interessen der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten. 

3. Die Kommission hat aufgrund von Untersuchun- 
gen ihrer Dienststellen festgestellt, daß eine Reihe 
weitere Erzeugnisse des gewerblichen Sektors 


von allen Mitgliedstaaten liberalisiert worden sind. 
Die Kommission vertritt daher die Ansicht, daß die 
fraglichen Waren in die Liste des Anhangs I zur 
Verordnung Nr. 2041/68 aufgenommen werden 
sollten, da die in der genannten Verordnung vor- 
gesehenen Bedingungen insofern voll erfüllt sind, 
als für diese Waren in den sechs Ländern der Ge- 
meinschaft die gleiche Einfuhrregelung (Liberali- 
sierung) gilt und eine Lage, wie sie in Artikel 4 
der Verordnung Nr. 2041/68 beschrieben ist, zu- 
mindest in nächster Zukunft nicht zu entstehen 
droht. 

4. Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, 
die fraglichen Erzeugnisse in die in der Verord- 
nung Nr. 2041/68 vorgesehene Liste (Anhang I) 
aufzunehmen. Damit wird die Liste 874 von den 
1097 Positionen des gemeinsamen Zolltarifs ent- 
halten. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 18. Dezember 1968 
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